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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Am 25. September 2020, und damit nur wenige Tage vor der Abstimmung über die
Begrenzungsinitiative, veröffentlichte das SRF einen Brief der Sozialpartner an den
Bundesrat aus dem August 2020 und bezeichnete das Rahmenabkommen als «klinisch
tot». In besagtem Brief hielten der SAV, der SGV, der SGB und TravailSuisse die
Ergebnisse ihrer Aussprache zum Rahmenabkommen fest. Die Sozialpartner machten
deutlich, dass das Rahmenabkommen in der gegenwärtigen Form nicht unterzeichnet
werden solle und brachten zahlreiche Änderungsforderungen zum Ausdruck. Unter
anderem verlangten sie die Gewährleistung des autonomen Lohnschutzes (inkl.
Kautionen) und einen Teilausschluss der Unionsbürgerrichtlinie, um den Bezug von
Sozialleistungen durch arbeitslose EU-Bürger und -Bürgerinnen zu verhindern. SGV,
SGB und TravailSuisse riefen den Bundesrat dazu auf, ein Rahmenabkommen mit einem
bilateralen Streitschlichtungsmechanismus und dem Ausschluss der vitalen Interessen –
also Lohnschutz, Teile der Unionsbürgerrichtlinie und Staatsbeihilfen – zu entwickeln.
Nur der SAV zeigte sich mit der Logik des vorliegenden Entwurfs einverstanden und
forderte einzig eine weitergehende völkerrechtliche Absicherung im Bereich der
flankierenden Massnahmen. Gemäss Angaben aller Beteiligten hätte die Stellungnahme
der Sozialpartner erst nach erfolgter Volksabstimmung bekannt gegeben werden sollen,
berichtete der Tages-Anzeiger. Wenige Stunden nach Veröffentlichung des Briefs
kündigte EU-Ratspräsident Charles Michel auf Twitter an, dass man die
Wettbewerbsbedingungen im EU-Markt von nun an besser durchsetzen werde, auch für
jene die sich der Union annähern möchten. Die Sonntagszeitung sah in dieser
Formulierung eine klare Drohung an die Schweiz und befürchtete, dass die EU die
bestehenden Verträge nicht mehr aktualisieren würde, sofern die Schweiz das
Rahmenabkommen nicht endlich abschliesse. SGB-Chef Maillard, der den Brief
mitunterzeichnet hatte, betonte in einem Interview mit der WOZ, dass der vorliegende
Vertragstext bei der Bevölkerung gegen die Gewerkschaften, das Gewerbe, grosse Teile
der CVP, viele Kantone und ehemalige Bundesräte kaum eine Chance hätte. Bei einer
Abstimmung würde sich nur die SVP profilieren, der man damit ein Geschenk machen
würde. Maillard zeigte sich einer Alternativlösung gegenüber offen, bei der sich die
Schweiz mittels einer erhöhten finanziellen Beteiligung am EU-Haushalt mehr Zeit für
die Verhandlungen erkaufen würde. Ähnliche Vorschläge hatten zuvor auch Alt-
Bundesrat Johann Schneider-Ammann, Ständerat Andrea Caroni (fdp, AR) und SP-
Präsident Cédric Wermuth (sp, AG) gemacht.
Hans Hess, Präsident von Swissmem, äusserte in einem NZZ-Interview die Meinung,
dass der Bundesrat das Rahmenabkommen ohne Zustimmung der Gewerkschaften
verabschieden solle, da nur das Volk ein Vetorecht habe und alle Interessengruppen
angehört worden seien. Für Hess wäre es undemokratisch, wenn man dem Volk keine
Chance gäbe, über das Abkommen abzustimmen, nur weil die Gewerkschaften an ihren
«harten Positionen» festhielten. Der Widerstand der Sozialpartner führte in den Tagen
danach auch zu neu entfachter Kritik vonseiten der Parteien. So betonten Petra Gössi
(fdp, SZ), Cédric Wermuth und Pirmin Bischof (cvp, SO) gegenüber der NZZ allesamt,
dass der Ball nun beim Bundesrat liege. Alle drei erwarteten jedoch «substanzielle
inhaltliche Verbesserungen», die über Präzisierungen und unverbindliche
Absichtserklärungen hinausgingen. CVP-Ständerat Bischof forderte Verbesserungen in
den souveränitätspolitischen Fragen wie der dynamischen Rechtsübernahme und der
Rolle des EuGH bei der Streitbeilegung, da diese mit dem direktdemokratischen und
föderalistischen System der Schweiz schwer zu vereinbaren seien. Damit stünden die
Chancen auf einen erfolgreichen Vertragsabschluss schlecht, so die NZZ, denn der
Bundesrat habe die Teile des Abkommens, die sich auf Souveränitätsfragen bezogen,
bereits akzeptiert. Wenn die Schweiz auch diesbezüglich Nachverhandlungen fordern
würde, stiesse das bei der EU kaum auf Verständnis. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.09.2020
AMANDO AMMANN
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Als Reaktion auf die Ankündigung Gygis forderten die Poststellenleiter Arbeitsplatz-
und Lohngarantien und drohten mit einem Streik kurz vor Weihnachten. In Neuenburg,
Luzern und Lugano kam es zu Demonstrationen. Mitte Dezember einigten sich Post und
Gewerkschaften auf die Grundsätze beim Umbau des Poststellennetzes: Die Post
verzichtet auf Kündigungen und gewährt eine Lohngarantie. Die Leiter zurückgestufter
Poststellen erhalten bis spätestens 2011 die heutigen Nominallöhne; ihren über 55-
jährigen Kollegen wird das, zusammen mit einer Beschäftigungsgarantie, bis zum
Pensionsalter zugesichert. Bereits im November verständigten sich die Post und die
Gewerkschaften Kommunikation und Transfair auf Lohnerhöhungen. Angestellte mit
tieferen Löhnen erhalten 2007 2% mehr, jene mit höheren Gehältern 1,8% mehr Lohn.
Weitere 0,4% der Lohnsumme werden für leistungsbezogene Massnahmen eingesetzt. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Suite à l'acceptation des initiatives parlementaires (16.414) et (16.423) en février 2017, la
CER-CE est chargée d'adapter la loi sur le travail (LTr) pour introduire de la flexibilité
dans le temps de travail. L'USS et Travail.Suisse ont, dès lors, brandi la menace d'un
référendum par crainte pour la santé des travailleurs. 
En avril, des organisations de travailleurs (secsuisse, Employés Suisse, l'ASC, ZGP) et des
associations de branches (secteurs informatiques, de fiduciaires, de révisions et de
consultations, d'information et de relations publiques) ont fait une proposition de
flexibilisation du temps de travail pouvant toucher environ 20% des employées et
employés de l'économie privée. Celle-ci est notamment supportée par l'aile réformiste
du Parti socialiste, avec pour défenseur le parlementaire Daniel Jositsch (ps, ZH). Le
modèle proposé prévoit une hausse temporaire maximale de la durée du travail à 60
heures par semaine et à 15 heures par jour, sans possibilité de comptabiliser en sus des
heures supplémentaires. La hausse doit  être compensée  sur  l’ensemble  d’un mois –
11 heures de repos quotidien au  minimum  en  moyenne sur 4 semaines – ou d’une
année. La durée annuelle maximale du travail  resterait  de  52  fois  45 heures. L'Union
syndicale suisse s'y oppose clairement. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.08.2017
DIANE PORCELLANA

Profitant du vent libéral soufflant sur le Parlement avec l'acceptation des initiatives
parlementaires (16.414 et 16.423), l'USAM renforce son offensive en faveur de la
flexibilisation du marché du travail. Elle présente un catalogue de mesures, dont
notamment l'augmentation du temps de travail hebdomadaire de 45 à 50 heures. Cela
répondrait d'une part à la numérisation et à la mobilité croissantes, d'autre part
permettrait de s'adapter aux pics de travail. La faîtière revendique également des
dérogations à la règle des 11 heures de repos consécutives. Le temps de repos
journalier devrait être réduit de 11 heures à 8 heures deux fois par semaine au lieu
d'une. Derrière ses propositions, l'USAM assure que le but recherché est davantage de
flexibilité, et non pas une augmentation du temps de travail. L'USS et Travail.Suisse
rejettent la flexibilité demandée. Pour ces derniers, réagir à la numérisation ne doit pas
se traduire par plus de flexibilisation. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.11.2017
DIANE PORCELLANA
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Kollektive Arbeitsbeziehungen

Wie nach den Positionsbezügen im Vorjahr zu erwarten war, gestaltete sich die
Weiterführung des Gesamtarbeitsvertrags (Landesmantelvertrag, LMV) im
Bauhauptgewerbe, das über 100'000 Beschäftigte (davon rund 80'000 Festangestellte)
zählt, als äusserst schwierig. Im Mai beschlossen die Bauunternehmer, den seit Anfang
2006 geltenden LMV auf Ende September 2007 zu künden. Die Arbeitgeber
beschuldigten die Gewerkschaften Unia und Syna, bei der Frage der Flexibilisierung der
Arbeitszeiten zwecks der Kompensation von ausgefallenen Arbeitsstunden infolge von
schlechtem Wetter und Ähnlichem nicht kompromissbereit zu sein. Auf den 1. Oktober
trat die Kündigung des LMV durch die Bauunternehmer in Kraft, wobei die Arbeitgeber
zugesichert hatten, sich während der vertragslosen Zeit an die Bestimmungen des alten
LMV halten zu wollen. Die Gewerkschaft Unia hatte Ende September mit einer grossen
Demonstration (rund 15'000 Teilnehmende) in Zürich gegen die Vertragsauflösung
protestiert, und die Bauarbeiter hatten sich gemäss Angaben der Gewerkschaften in
Abstimmungen auf den Bauplätzen zu rund 85% für Kampfmassnahmen
ausgesprochen.

Mitte Oktober begannen die Unia und die Syna ihre kurzen Streiks auf den NEAT-
Baustellen und in den Städten Genf, Bern und Neuenburg. Anfangs November legten sie
für einen Tag mehr als 200 Baustellen in und um Zürich sowie in Basel lahm. Sozusagen
als Begleitaktion drohte der Schweizerische Gewerkschaftsbund, dass er bei
Nichtzustandekommen eines GAV die Ausweitung der Personenfreizügigkeit auf
Rumänien und Bulgarien bekämpfen werde. Nachdem die Gewerkschaften die
Vorsteherin des EVD, Doris Leuthard, um Vermittlung ersucht hatten, stellte sich auf
deren Wunsch hin der pensionierte Seco-Spitzenbeamte Jean-Luc Nordmann als
Mediator zur Verfügung. Die Gewerkschaften sistierten während der Vermittlung alle
weiteren geplanten Kampfaktionen. Mitte Dezember einigten sich die
Verhandlungsdelegationen der Sozialpartner auf einen Kompromiss, der allerdings im
Januar 2008 noch von den Delegiertenversammlungen ratifiziert werden muss. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.11.2007
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Die Gewerkschaften protestierten umgehend gegen das Winterthur-Modell. Damit trage
die Versicherungsgesellschaft kein Risiko mehr, sondern schöpfe nur noch allfällige
Gewinne ab. Sämtliche Kosten und das Risiko würden dagegen auf die Versicherten
abgewälzt. Sie rechneten vor, dass die Senkung des Umwandlungssatzes im
überobligatorischen Bereich für die Frauen zu lebenslänglichen Renteneinbussen von
24% und für die Männer von 19% führen würden. Arbeitgeberverband und
Gewerbeverband signalisierten hingegen Sympathien für das neue Modell, welches den
Realitäten Rechnung trage. Aber auch unter den bürgerlichen Parlamentarierinnen und
Parlamentariern der für das BVG verantwortlichen Kommissionen (SGK) regte sich
Unmut über das undurchsichtige Vorgehen der Versicherer, und es wurde die
Vermutung geäussert, die Versicherungsgesellschaften wollten noch rasch vor
Inkraftsetzung der 1. BVG-Revision deren Bestimmungen zu Transparenz und
paritätischer Mitwirkung unterlaufen. Kritik wurde auch an der raschen Genehmigung
durch BSV und BPV laut. Nachdem die SGK des Nationalrats an ihrer Juli-Sitzung die
beiden involvierten Bundesämter mit einem umfassenden Fragenkatalog eingedeckt
hatte, befasste sich die SGK des Ständerates in ihrer Augustsitzung mit dem Ansinnen
der Versicherungsgesellschaften. Sie befand zwar, dass der in der 1. BVG-Revision
festgeschriebene Umwandlungssatz von 6,8% zu hoch sei, wollte den „Schock in der
Öffentlichkeit“, der die Gefahr einer Rezession erhöhe, indessen vermeiden, weshalb
sie das Bundesamt für Justiz beauftragte, eine Sistierung der Genehmigung zu
überprüfen; im September befand sie dann aber, die Genehmigung sei rechtens
gewesen, und sie stellte ihre Opposition ein. Die SGK-NR reichte dagegen mit 15 gegen
9 Stimmen ein Postulat ein (Po. 03.3437), das den Bundesrat auffordert, auf die
Genehmigung des Modells der Winterthur zurückzukommen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.06.2003
MARIANNE BENTELI
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Ab Oktober 2014 gab die Rolle der Lebensversicherer in der 2. Säule zu reden. In einer
Pressekonferenz kritisierten die Gewerkschaften, Lebensversicherer stellten ein
Systemrisiko für die Schweizer Altersvorsorge dar. Für Lebensversicherer, bei denen
44% der in der 2. Säule versicherten Arbeitnehmenden einzahlen, ist eine
Unterdeckung nicht erlaubt. Deshalb wählen diese vornehmlich risikoarme
Kapitalanlagen, welche jedoch auch tiefe Zinserträge abwerfen. In der auf die Finanz-
und Wirtschaftskrise folgenden und bis heute anhaltenden Tiefzinsphase habe sich die
Differenz zwischen der tatsächlichen Rendite und dem gesetzlich vorgeschriebenen
Mindestzinssatz weiter erhöht, weshalb die Versicherer langfristig ihren
Verpflichtungen nicht mehr werden nachkommen können, so die Kritik. Der
Versicherungsverband SVV bestritt ein solches Risiko. Im gleichen Monat kritisierte der
Gewerkschaftsdachverband Travail.Suisse die Gewinne der Lebensversicherer: Diese
hätten seit 2005 mehr als CHF 4 Mrd. betragen; Geld, das bei den Renten fehle. Aus
diesem Grund verlangten die Gewerkschaften vom Bundesrat, im Zuge der Botschaft
zur Altersvorsorge 2020 die Legal Quote – jenen Prozentsatz der Überschüsse aus der
zweiten Säule, den die Versicherer den Versicherten zugute kommen lassen müssen –
deutlich zu erhöhen. Aktuell beträgt die Legal Quote 90%, die Gewerkschaften streben
eine Erhöhung auf mindestens 95% an. Dagegen wehrte sich der Versicherungsverband:
Die Lebensversicherer übernähmen insbesondere für KMU sämtliche Risiken. Diese
Akteure könnten sicher sein, sich niemals mit Sanierungsbeiträgen oder
Leistungskürzungen konfrontiert zu sehen. Das sei nur durch genügend Eigenkapital
möglich, zu dessen Aufbau die Gewinne dienten – nebst dem Bezahlen von Steuern und
der Entschädigung von Kapitalgebern. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.2014
FLAVIA CARONI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Die Euro-Untergrenze und die Lohnrunde 2012 beschäftigten im Berichtjahr die
Gewerkschaften. Der Verband Angestellte Schweiz, die grösste
Arbeitnehmerorganisation in den MEM-Branchen (Maschinen, Elektronik, Metall) und
Chemie und Pharmaka, forderte 1,5% bis 2% mehr Lohn, wobei er sich auf ein
prognostiziertes Wachstum in diesen Branchen von 2,2% berief. Swissmem
kommunizierte keine Lohnforderungen. Travailsuisse forderte für alle Arbeitnehmer
eine Lohnsteigerung von 1% bis 3%. Transfair, der Personalverband des Service public,
forderte 1,5% bis 2,5% und der Gastgewerbe-Verband Hotel und Gastro Union hatte
bereits im August 4% bis 7% Lohnerhöhungen ausgehandelt. Ausserdem forderten die
Gewerkschaften im Herbst eine Euro-Untergrenze von 1.40 Fr. Die Festlegung einer
Wechselkursuntergrenze von 1.20 Fr. sei ungenügend. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.10.2011
DEBORA SCHERRER

Laut dem Bundesamt für Statistik stiegen 2013 die Mitgliederzahlen bei
Schweizerischen Gewerkschaften wieder deutlich an. Die Baisse von 2012 konnte
demnach überwunden werden: Mit insgesamt 746‘126 gewerkschaftlich organisierten
Arbeitnehmenden konnte der Wert des vorletzten Jahres wieder erreicht werden. Zu
verdanken war dieser Anstieg grösstenteils der Unia: Sie legte 2013 um beinahe 3‘500
Mitglieder zu. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.01.2014
JOHANNA KÜNZLER

Im Vorfeld der Abstimmung zur Mindestlohninitiative Mitte Mai 2014 reflektierten
diverse Medien die Entwicklung der Gewerkschaften in den letzten Jahrzehnten. Auch
ihre generelle Stellung in der heutigen Gesellschaft wurde thematisiert. Die
Gewerkschaften hätten in der Schweiz schon immer eher Schwierigkeiten damit gehabt,
sich zu behaupten, bemerkte der Präsident von Travail.Suisse gegenüber dem Tages-
Anzeiger. Dies sei auf eine fehlende Grossindustrie und die von KMU geprägte
Wirtschaftsstruktur zurückzuführen. Der stetig wachsende Dienstleistungssektor habe
sein Übriges dazugetan. Der Zürcher Wirtschaftshistoriker Tobias Straumann deutete
zudem darauf hin, dass sich die schweizerische Arbeitnehmerschaft, etwa im Gegensatz
zu jener der skandinavischen Länder, schon immer durch eine konfessionelle Spaltung
ausgezeichnet habe. Dies erschwere eine geeinte Zusammenarbeit noch zusätzlich.
Obwohl sich die traditionellen Gewerkschaften seit Jahren tendenziell im Sinkflug
befinden, bedeute dies laut dem Basler Historiker Bernard Degen nicht generell das
Ende der Arbeitnehmervertretung. Berufsverbände wie etwa jene der Lehrerinnen und

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.05.2014
JOHANNA KÜNZLER
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Lehrer, des Pflegepersonals oder der Bankangestellten würden immer stärker und
übernähmen teilweise die Rolle der allgemeineren Gewerkschaften. Die Tatsache, dass
die Anzahl der Gesamtarbeitsverträge (GAV) in der Schweiz seit 2001 um 8% gestiegen
ist, wurde ausserdem in einer Studie der Universität Lausanne grösstenteils als Reaktion
auf die Personenfreizügigkeit mit der EU gedeutet. Aus Angst vor ausländischer
Konkurrenz seien die Patrons und ihre Belegschaft wieder enger zusammengerückt. 10

1) Brief der Sozialpartner; Blick, 25.9.20; TA, 26.9.20; SoZ, 27.9.20; LT, NZZ, 28.9.20; CdT, NZZ, 29.9.20; TZ, WOZ, 1.10.20
2) Presse vom 6.11., 27.-28.11. und 16.12.06; Presse vom 18.11.06.
3) NZZ, 20.8.16; SGT, 25.1.17; NZZ, 29.4., 3.5.17; LT, NZZ, 29.8.17; LMD, 30.8.17; TA, 2.9., 4.9.17; TG, 2.10.17
4) BU, BZ, Lib, NZZ, TG, 8.11.17
5) NZZ, 24.5.07; TA, 24.8.07; Blick, 30.8.07 und BaZ, 10.9.07 (Abstimmungen); Presse vom 24.9. (Demonstration in Zürich) und
16.10.07 (erste Streiks); Lib. und 24h vom 17.10.07 (SGB); WoZ, 11.10. (Streikvorbereitung) und 8.11.07 (Verhandlungen); Bund,
13.11.07 (Nordmann); Presse vom 20.12.07 (Einigung). Zu den einzelnen Streiks siehe auch: NZZ, 15.10.07 (NEAT); Blick, TA und
TdG vom 16.10.07 (Bern, Genf und Neuenburg); TA und 24h vom 2.11.07 (Zürich); NZZ, 2.11.07 (Basel). 
6) TA, 25.6.03; NZZ, 19.7. und 20.8.03; Lib, 10.9.03; TA, 22.7.03; Presse vom 23.7.03; BaZ, 29.7.03.
7) TA, 2.10.14; LZ, NZZ, 28.10.14
8) NZZ, 23.7.11; BZ, 4.8. und 6.9.11; SZ, 2.10.11
9) www.bfs.admin.ch
10) TA, 28.4.14; BZ, 1.5.14

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21 5


